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Aktuelles… 

…aus der Bundeswehr 

 

Statusfremde Dienstpostenbesetzung 

Die zentrale Dienstvorschrift gibt Vorgaben zur Zuständigkeit und zum Verfahren bei der 

Dienstpostenbesetzung mit Personen, die in einem von den Organisationsgrundlagen ab-

weichenden Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis stehen. 

Abgehoben wird in der Vorschrift insbesondere auf das Ermessen der Personal bearbeiten-

den Stellen zur möglichen Besetzung eines Dienstpostens mit einer anderen Statusgruppe, 

als die Organisationsgrundlagen zum Dienstposten vorsehen. 

Quelle:  Zentrale Dienstvorschrift A-1330/9 in der 3. Version vom 10. Juli 2019 

 

Erstattung von Fahrt- und Unterkunftskosten sowie Kosten für Verpfle-

gungsmehraufwendungen und Familienheimfahrten für Auszubildende 

Die neue Zentralvorschrift beinhaltet die Durchführungshinweise zum Thema. 

Direkt zur Einführung gibt die Vorschrift einen klaren Verweis auf die Neuregelungen aus 

der Einkommensrunde 2016 zu den Erstattungsansprüchen der Auszubildenden für Ausbil-

dungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte sowie für Familienheimfahrten nach 

dem Tarifvertrag für die Auszubildenden im öffentlichen Dienst (TVAöD). 

Details hierzu können der kommenden Ausgabe der VAB aktuell entnommen werden. 

Quelle:  Zentralvorschrift A1-1432/0-5000 vom 12. Juli 2019 
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…aus der Tariflandschaft 

 

Anwendbarkeit der Richtlinie für die Erstattung von Sachschäden, die im 

Dienst entstanden sind, auf die Tarifbeschäftigten des Bundes 

Die Sachschadenserstattungsrichtlinie ist am 29. Mai 2019 in Kraft getreten und hat damit 

frühere Regelungen zur Thematik abgelöst. Im Gegensatz zur Vorgängerrichtlinie gilt die 

neue Richtlinie nicht für Arbeitnehmer. Das Bundesinnenministerium hat im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium der Finanzen mit dem Bezugsrundschreiben festgelegt, dass 

die Regelungen, wie in der Vergangenheit auch, auf Arbeitnehmer übernommen werden. 

Quelle:  Rundschreiben des BMI – Az D5-30112/1#2 vom 11. Juli 2019 

 

…aus der politischen Landschaft 

 

Gesetzliche Neuregelungen im August 2019 

Im August 2019 treten drei Gesetze in Kraft, die auf einen größeren Kreis von Arbeitneh-

mern in der Bundeswehr Auswirkungen haben. 

Das Starke-Familien-Gesetz gewährt einen höheren Kinderzuschlag und eröffnet mehr Leis-

tungen für Bildung und bekämpft damit insbesondere Kinderarmut und unterstützt vor al-

lem Alleinerziehende. 

Mit dem Gute-Kita-Gesetz werden die Kita-Beiträge nun bundesweit nach sozialen Kriterien 

gestaffelt, was bisher nur in einigen Bundesländern galt. 

Für junge Menschen steigt der Förderhöchstbetrag beim BAFöG von heute 735 Euro auf 861 

Euro. 

Quelle:  Pressebericht der Bundesregierung vom 26. Juli 2019 

 

Erhöhung der Ehrenamts-Pauschale 

Die Bundesregierung hat sich noch nicht abschließend zum Vorschlag des Bundesrates posi-

tioniert, die sogenannte Übungsleiter-Pauschale von 2.400 auf 3.000 Euro und die soge-

nannte Ehrenamts-Pauschale von 720 auf 840 Euro zu erhöhen. Die Prüfung dauere an, 

schreibt die Bundesregierung in einer Antwort auf eine Kleine Anfrage. 

Das gelte auch für den Vorschlag der Länderkammer, die Freigrenze des Paragrafen 64 Ab-

satz 3 der Abgabenordnung von 35.000 auf 45.000 Euro zu erhöhen. 
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In der Antwort führt die Bundesregierung aus, dass im Bundesfinanzministerium für eine 

Gesetzesinitiative aktuell steuerliche Handlungsbedarfe im Bereich des ehrenamtlichen En-

gagements erarbeitet werden. "Die Bundesregierung beabsichtigt, die im Koalitionsvertrag 

vereinbarten Erleichterungen für das ehrenamtliche Engagement und für die ehrenamtlich 

Engagierten in dieser Legislaturperiode vorzulegen", schreibt die Bundesregierung. 

Quelle:  Bundestag vom 15. Juli 2019 

 

Ausfallkosten wegen Krankheitstagen 

Die Produktionsausfallkosten aufgrund von Krankheitstagen sind in den vergangenen Jahren  

deutlich gestiegen: Von 36 Milliarden Euro oder 1,6 Prozent des Bruttonationaleinkommens 

im Jahr 2006 auf 76,4 Milliarden Euro beziehungsweise 2,3 Prozent des Bruttonationalein-

kommens im Jahr 2017. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine An-

frage hervor. 

Der Ausfall an Bruttowertschöpfung ist laut Bundesregierung demnach von 65 Milliarden 

Euro im Jahr 2006 auf 135,5 Milliarden Euro im Jahr 2017 gestiegen. 

Quelle:  Bundestag vom 28. Juni 2019 

 

Zahl der Rentenanträge und -zugänge 

Die Anzahl der Rentenanträge und der Rentenzugänge der Jahre 2010 bis 2018 ist der Ant-

wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage zu entnehmen. 

Die tabellarischen Angaben sind dabei aufgegliedert nach Rentenversicherungsträgern und 

unterteilt in Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten. Wie die Bundesregie-

rung dazu ausführt, unterscheidet sich die Anzahl der Rentenanträge von der Anzahl der 

tatsächlichen Rentenzugänge im jeweiligen Jahr, „da Antrag und Zugang zeitlich auseinan-

derfallen und mache Anträge abgelehnt werden“. 

Quelle:  Bundestag vom 28. Juni 2019 
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